
I. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN GEM. BAUGB (2004) UND BAUNVO (1990) 
 
1. Die Mindestgröße der Baugrundstücke wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB auf 500 m² 

festgesetzt. 
 
2. Im allgemeinen Wohngebiet 1 (WA 1) sind in Wohngebäuden je Einzelhaus höchstens 

zwei Wohnungen zulässig; je Doppelhaushälfte oder Erschließungseinheit innerhalb ei-
ner Hausgruppe ist jedoch nur eine Wohnung zulässig. Im allgemeinen Wohngebiet 2 
(WA 2) ist je Wohngebäude nur eine Wohnung zulässig. Auf Grundstücken die kleiner / 
gleich 500 m2 sind, ist höchstens eine Wohnung je Wohngebäude zulässig (gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 6). 

 
3. In den allgemeinen Wohngebieten 1 und 2 (WA 1, WA 2) sind Wohnnutzungen oberhalb 

des zweiten Geschosses gem. § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO unzulässig. 
 
4. Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen der Baugrenze und angren-

zender öffentlicher Verkehrsfläche sind Garagen und überdachte Stellplätze gem. § 12 
BauNVO sowie Nebenanlagen in Form von Gebäuden gem. § 14 Abs. 1 BauNVO nicht 
zulässig.  

 
5. In den allgemeinen Wohngebieten 1 und 2 (WA 1, WA 2) werden für Flachdächer (Dä-

cher mit einer Dachneigung kleiner/gleich 10 Grad) eine maximale Höhe von 6,70 m und 
für Pultdächer eine maximale Höhe von 7,50 m für die Oberkanten der Gebäude festge-
setzt (gem. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO). Als unterer Bezugspunkt gilt die Höhe der Fahr-
bahnmitte der Erschließungsstraße. Als oberer Bezugspunkt für die Traufhöhe gilt die 
Schnittkante zwischen den Außenflächen der Gebäudeaußenwand und den Außenflä-
chen der oberen Dachhaut der Hauptdachflächen (gem. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 
i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO). 

 
6. Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ ist als extensives 

Grünland mit eingestreuten Laubgehölzen zu entwickeln, dauerhaft zu pflegen und zu 
erhalten. Das Ausbringen von Düngemitteln, Herbiziden und Pestiziden ist nicht zuläs-
sig. Die Fläche ist höchstens zweimal im Jahr und nicht vor dem 15. Juni zu mähen. In-
nerhalb der Fläche sind Anpflanzungen von standortgerechten, einheimischen Laubge-
hölzen sowie Fuß- und Radwege mit einer maximalen Breite von 2,50 m und einer was-
sergebundener Decke zulässig (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 und Nr. 20 BauGB). Als stand-
ortgerechte, heimische Laubgehölze sind folgende Arten zu verwenden: 

 
Stieleiche (Quercus robur) Faulbaum (Frangula alnus) 
Rotbuche (Fagus sylvatica) Salweide (Salix caprea) 
Sandbirke (Betula pendula) Stechpalme (Ilex aquifolium) 
Eberesche (Sorbus aucuparia) Eingriff. Weißdorn (Crataegus monogyna) 
Hasel (Corylus avellana) Zweigriff. Weißdorn (Crataegus laevigata) 
Schlehe (Prunus spinosa)  
 

II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN GEM. § 84 NBAUO (2012) 
 

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften umfasst den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 143. 

 
1. Dachaufbauten, Dacheinschnitte und Staffelgeschosse sind oberhalb des zweiten Ge-

schosses nicht zulässig.  
 
2. Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser ist gem. § 84 Abs. 3 

Nr. 8 NBauO dort zu versickern. 
 

III. HINWEISE  
 

1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Boden-
funde (das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schla-
cken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spu-
ren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Niedersächsi-
schen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises unverzüglich gemeldet werden. Meldepflich-
tig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und 
Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen 
nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, 
wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

 
2. Im Geltungsbereich ist mit Vorkommen von Niststätten europäischer Vogelarten zu 

rechnen. Für die genannte Artengruppe gelten die Bestimmungen des besonderen 
Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG. Um die Verletzung oder Tötung von Individu-
en sicher auszuschließen, sollten Baumfäll- und Rodungsarbeiten grundsätzlich au-
ßerhalb der Reproduktionszeiten von Fledermäusen und Brutvögeln durchgeführt 
werden, also nur während der Herbst-/Wintermonate im Zeitraum von Oktober bis 
Februar. Sind Maßnahmen, wie die oben genannten während der Brutperiode von 
Vögeln beabsichtigt, kann eine Ausnahme von den artenschutzrechtlichen Bestim-
mungen bei der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Vechta beantragt 
werden. Dazu ist in der Regel eine einzelfallbezogene vorherige gutachterliche Un-
tersuchung des von der Maßnahme betroffenen Bereiches erforderlich. Die Baufeld-
freimachung ist ebenfalls in der o.a. Jahreszeit vorzunehmen. Auf eine starke nächtli-
che Beleuchtung der Baustellen ist ebenso zu verzichten wie auf Lichteinträge, die 
über die Beleuchtung der auf den Wohngrundstücken vorhandenen versiegelten Flä-
chen hinausgehen. 

 
3. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage 

treten, so ist unverzüglich die untere Abfallbehörde zu benachrichtigen. 
 

4. Während der Bautätigkeit ist die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen 
und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu beachten und einzuhalten.  

 
5. Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvorschriften können als Ordnungswidrig-

keit gem. § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden. 
 
 


